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Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement (EJPD); Übernahme der 
Verordnung (EU) 2021/1133 und EU 2021/1134 zur Reform des Visa-
Informationssystems (Weiterentwicklungen den Schengen-Beisitzstandes) 
sowie zur Änderung des Ausländer- und Integrationsgesetzes (AIG); Ver-
nehmlassung  P211107 
 

 

 
 
 

1. Der Regierungsrat genehmigt den vorgelegten Entwurf der Vernehm-
lassungsantwort an das Eidgenössische Justiz- und Polizeidepartement. 

 

Begründung 

Die Übernahme und Umsetzung der Rechtsgrundlagen zur Reform des  
Visa-Informationssystems (Verordnungen [EU] 2021/113 und  
[EU] 2021/1134) sowie die Änderung des Ausländer- und Integrationsgeset-
zes (AIG) bringen eine Verbesserung der Sicherheit innerhalb des  
Schengen-Raums und an den Aussengrenzen, eine Erleichterung für das 
Überschreiten der Aussengrenzen für legale Reisende, für das freie Reisen 
und für den Aufenthalt im Schengen-Raum ohne Binnengrenzkontrollen so-
wie eine Vereinfachung des Management der Schengen-Aussengrenzen. 
Zudem wird eine Lücke in der inneren Sicherheit geschlossen. Die  
Vernehmlassungsvorlage wird begrüsst. 
 

                                                                                            
 

 


